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Textliche Festsetzungen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan
"UhlandstraBe Ost", Stadtteil Westen

GESETZLICHE GRUNDLAGEN DIESES BEBAUUNGSPLANES SIND:

DAS BAUGESETZBUCH (BauGB)

DIE BAUNUTZUNGSVERORDNUNG (BauNVO)

DIE LANDESBAUORDNUNG
BADEN-WURTTEMBERG (LBO-BW)

DIE PLANZEICHENVERORDNUNG (PlanZV90)

1.

1.1

1.1.1

1.1.1.1

1.1.1.2

1.1.1.3

1.2

1.2.1

1.2.1.1

1.2.2

1.2.3

1.2.4

1.2.5

1.2.6

In der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634),
zuletzt gedndert durch Art. 9 des Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBI. | S. 4147)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. | S. 3786),
zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. | S. 1802)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010 (GBI. S. 358, ber. S. 416),
zuletzt geandert durch Art. 1 des Gesetzes vom 18.07.2019 (GBI. S. 313)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 | S. 58),
zuletzt geandert durch Art. 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. | S. 1802)

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(§ 9 BauGB und BauNVO)

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1-15 BauNVO)

Urbanes Gebiet (§ 6a BauNVO)

Zulassig sind:

- Wohnen,

- Geschafts- und Blronutzungen,

- Einzelhandelsbetriebe,

- Schank- und Speisewirtschaften,

- sonstige Gewerbebetriebe,

- Anlagen fur Verwaltungen sowie fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke.

Nicht zulassig sind:

- groBflachige Einzelhandelsbetriebe,

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

- VergnlUgungsstatten wie Diskotheken, Spielhallen und dahnliche Unternehmungen im
Sinne des § 33 i der Gewerbeordnung sowie Vorfihr- und Geschaftsraume, deren Zweck
auf Darstellung oder Handlung mit sexuellem Charakter ausgerichtet sind,

- Tankstellen.

Im Bereich des Vorhaben- und ErschlieBungsplans sind gemaB § 12 Abs. 3a BauGB nur solche
Nutzungen zuléssig, zu denen sich der Vorhabentrager im Durchftihrungsvertrag verpflichtet.

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16-21a BauNVO)

0,8 maximal zuldssige Grundflachenzahl

Die maximal zuldssige Grundflachenzahl darf fir die Tiefgarage, fur Kellerraume und fir
ErschlieBungs- und Terrassenflachen bis zu einem Wert von maximal 0,95 Uberschritten
werden. (§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO)

z.B. VI Anzahl der Vollgeschosse als Hochstmal

z.B. OK =501,25 Oberkante der Gebaude tber NN (Héhen im neuen System)

als Hochstgrenze in Metern (§ 16 Abs. 2 BauNVO)

FH = 502,35 Firsthohe der Gebdude Gber NN (Hohen im neuen System)
als Hochstgrenze in Metern (§ 16 Abs. 2 BauNVO)
TH = 494,95 Traufhohe der Gebaude Gber NN (Hohen im neuen System)

als Hochstgrenze in Metern (§ 16 Abs. 2 BauNVO)

Die festgesetzten Gebaudehohen (OK, FH, TH) kénnen fir technische Aufbauten (z.B.
AufzugsUberfahrten) entsprechend den Darstellungen des Vorhaben- und ErschlieBungsplans
bis zu einer Hoéhe von maximal 1,50 m Uberschritten werden. Dachaufbauten sind
einzuhausen.

1.3

1.3.1

1.4

1.4.1

1.4.1.1

1.5

1.5.1

1.6

1.6.1

1.6.2

1.6.3

1.7

1.7.1

1.7.2

1.7.3

1.8

1.8.1

1.8.1.1

1.9

1.9.1

1.9.2

BAUWEISE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO)

g geschlossene Bauweise

UBERBAUBARE GRUNDSTUCKSFLACHE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO)

Baugrenze

Eine Uberschreitung der Baugrenzen fiir untergeordnete Bauteile (z.B. Terrassen, Balkone,
Loggien, Vordacher, Lichtschachte) sowie fir auskragende Dachrénder ist entsprechend den
Darstellungen des Vorhaben- und ErschlieBungsplans zulassig.

STELLUNG DER GEBAUDE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

<4 >

Firstrichtung

FLACHEN FUR TIEFGARAGEN, KELLERRAUME UND STELLPLATZE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

A

i G i Flache fur Tiefgarage, Kellerraume und Haustechnik
b d

r i

! . Flache fur Stellplatze

I Sy

Ein- und Ausfahrtbereich Tiefgarage

VERKEHRSFLACHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Offentliche StraBenverkehrsflache

Offentliche StraBenverkehrsflache mit der Zweckbestimmunag:
Verkehrsberuhigter Bereich

Offentliche Parkflache

MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND
LANDSCHAFT
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Erhalt von bestehenden Bdumen

Die durch Planzeichen festgesetzten zu erhaltenden Baume sind zu schiitzen, zu pflegen,
dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

ANPFLANZEN VON BAUMEN UND SONSTIGER BEPFLANZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Es sind mindestens sieben (7) standortgerechte Baume an geeigneten Stellen im Innenhof
gemaR der Artenliste zu pflanzen.

Tiefgaragen sind mit Ausnahme der ErschlieBungsflachen sowie Flachen fur Wege und
Terrassen mit einer Substratstarke von mind. 60 cm intensiv zu begriinen. Insgesamt sind die
nicht Uberbaubaren Grundsticksflachen des Vorgartens und Innenhofs mit Ausnahme der
ErschlieBungsflachen sowie Flachen fur Wege und Terrassen als private und gemeinschaftliche
Gartenflachen zu begrtinen und dauerhaft zu pflegen. Hierfur sind u.a. Straucher gemal der
Artenliste zu verwenden.

1.9.3

1.9.4

1.10.1

1.11.1

1.11.2

1.11.2.1

1.11.2.2

1.12.1

Flachdacher sind mit Ausnahme von Flachen fur technische Aufbauten mit einer
Substratstarke von mindestens 10 cm extensiv zu begrinen.

Artenliste:
GroBstraucher / Kleinbdume auf TG Hecken
Arten wie: Arten wie:

Amelanchier lamarckii - Kupfer-Felsenbirne
Cornus mas - Kornelkirsche

Malus, Zierapfel in Sorten

Prunus, Zierkirschen in Sorten

Syringa, Flieder in Sorten

Carpinus betulus - Hainbuche
Fagus sylvatica - Rot-Buche
Ligustrum vulgare - Liguster

Straucher / Kleinstraucher

Arten wie:

Deutzia, Deutzie in Sorten
Hydrangea, Hortensie in Sorten
Kolkwitzia amabilis, Kolkwitzie
Philadelphus, Pfeifenstrauch in Sorten
Spiraea, Spiere in Sorten

MASSNAHMEN ZUR VERMEIDUNG VON VERBOTSTATBESTANDEN IM SINNE DES § 44
BUNDESNATURSCHUTZGESETZ

Um die Verbotstatbestande gemaRB § 44 Abs. 1 BNatSchG nicht auszuldésen, missen folgende
MaBnahmen zur Vermeidung bzw. Minderung der Eingriffsfolgen ergriffen werden:

- Kurz vor dem Abbruch sind potenzielle Fledermausquartiere hinter den Fensterladen durch
eine fledermauskundige Person zu kontrollieren, ob sie besetzt sind. Falls ja, sind zusatzlich
Fledermaus-Spaltenquartiere in die Fassaden des Neubaus zu integrieren. AnschlieBend sind
alle Fensterladen abzuhangen, um zu vermeiden, dass wahrend der Abbrucharbeiten
Fledermause anwesend sind.

- Beim Neubau sind mind. 4 Mauersegler-Einbaukdsten in die Fassade bzw. den
DachUberstand zu integrieren. Bei der Platzierung ist darauf zu achten, dass sich unterhalb
der Kasten keine Eingdnge, Fenster, Terrassen oder Balkone befinden.

- Die Geholze im Hinterhof kénnen auBerhalb der Brutzeit (ab ca. Mitte August) entfernt
werden, soweit keine bebriteten Nester vorhanden sind.

VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ GEGEN SCHADLICHE UMWELTEINWIRKUNGEN IM
SINNE DES BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZES: LARMSCHUTZ
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Innerhalb des Geltungsbereiches gelten die nachfolgenden Vorkehrungen zum Schutz vor
schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG:

Fassadenseite mit Einstufung Larmpegelbereich IV gemaR
AV maBgeblichem AuBenldrmpegel auf Basis des Beurteilungspegels
A_A A A zur Nachtzeit mit Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen
Verkehrslarmeinwirkungen:

Erforderliches Schalldamm-MaB der jeweiligen
AuBenbauteile (erf. R w,res in dB) in DIN 4109 Teil 2 vom

Larmpegelbereich nach Januar 2018

DIN 4109 Teil 2

Aufenthaltsraume in Wohnungen,
Ubernachtungsrdume in Beherbergungsstatten,
Unterrichtsrdumen und ahnliches

Buroraume und dhnliches

v 40 35

An diesen Fassadenseiten / -abschnitten sind folgende MaBnahmen durchzufthren:

- Die AuBenbauteile der in der Planzeichnung gekennzeichneten Fassaden sind entsprechend
dem jeweiligen Larmpegelbereich nach DIN 4109 Teil 2 auszubilden. Die erforderlichen
Schallddmm-MaBe sind in Abhangigkeit von der Raumnutzungsart und -gréBe im
Baugenehmigungsverfahren bzw. im Rahmen der Genehmigungsfreistellung auf Basis der
DIN 4109-2 (Januar 2018) nachzuweisen.

- Fur die Fenster6ffnungen ruhebedurftiger Raume (Schlaf- und Kinderzimmer) ist unter
Wahrung der Anhaltswerte fir Innenschallpegel gemaB der VDI 2719 durch geeignete
technische MaBnahmen eine ausreichende Beltftung zu gewahrleisten.

SONSTIGE FESTSETZUNGEN
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

I . . . Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans

1.12.2

1.12.3

1.13

2.1

2.1.1

2.1.2

2.2

2.2.1

2.3

2.3.1

2.3.2

2.4

2.4.1

2.4.2

2.4.3

244

2.4.5

2.5

2.5.1

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen zu Anzahl an
Vollgeschossen und Hochstgrenzen von Gebaudehdhen

Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan (Lageplan, Grundrisse, Schnitte und Ansichten) sowie
der Durchfuhrungsvertrag sind bindende Bestandteile dieses vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes.

NUTZUNGSSCHABLONE

Art der baulichen
Nutzung

Grundflachenzahl
(GR2)

Bauweise

SATZUNG DER ORTLICHEN BAUVORSCHRIFTEN
(§ 74 LBO-BW)

DACHGESTALTUNG
FD Flachdach
SD Satteldach
ABSTANDSFLACHEN

Die in § 5 Abs. 7 LBO vorgegebenen Tiefen der Abstandsflachen kénnen entlang der
nordostlichen Grenze des Flurstlicks Nr. 1734/8 in Richtung Flursttick Nr. 1737/4 aufgrund des
GrundstUckszuschnittes entsprechend den Darstellungen des Vorhaben- und
ErschlieBungsplans reduziert werden.

Im Bereich der entlang dieser Grundstiickgrenze verlaufenden Wandfléche sind Offnungen in
der Fassade erst ab 2,50 m Abstand zur angrenzenden Grundsticksgrenze, senkrecht
gemessen zur Wand, zulassig. Der geschlossene Wandflachenanteil mit einem Abstand von
weniger als 2,50 m zur angrenzenden Grundstlcksgrenze ist nach den geltenden
brandschutzrechtlichen Vorgaben gemal DIN 4102-3 (Brandverhalten von Baustoffen und
Bauteilen) auszubilden.

FREIFLACHENGESTALTUNG

Die nicht Uberbaubaren Grundsticksflachen sind gartnerisch mit heimischen Gehdlzen
anzulegen.

Im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens ist ein qualifizierter Freiflachengestaltungsplan
vorzulegen und mit der Stadt Ulm abzustimmen.

Im Freiflachengestaltungsplan sind folgende Inhalte darzustellen:

- vorgesehene Vegetation,

- befestigte Flachen mit Hohen, Oberflachen und deren Entwasserung,

- Einfriedungen und Nebenanlagen inkl. Hohen und Materialitat.

WERBEANLAGEN

Werbeanlagen sind nur an der Statte der Leistung zulassig.
Pro Gewerbeeinheit ist maximal 1 Werbeanlage zuldssig.

Werbeanlagen dirfen nur im Bereich des Erdgeschosses oder im Bristungsbereich des 1.
Obergeschosses angebracht werden.

Schriftzeichen sind nur in Form von Einzelbuchstaben mit einer maximalen Hohe von 0,60 m
zulassig.

Sich bewegende Werbeanlagen und Lichtwerbung in Form von Lauf-, Wechsel- oder Blinklicht
sind unzuldssig.

MULLBEHALTER

Die offene Unterbringung von Mullbehaltern ist unzulassig. Diese sind im Gebaude zu
integrieren.

3.

3.1

3.2

3.3

3.4

3.5

3.6

3.7

HINWEISE

bestehende Bebauung

bisherige Bebauung im Geltungsbereich

W

481,21
_|_

Flurstcksgrenzen mit Flursticksnummern

Bestandshoéhen in m . NN im neuen System

BODENSCHUTZ (§ 202 BauGB)

Mit dem naturlichen Bodenmaterial ist gemaB BBodSchV § 12, Vollzugshilfe zur BBodSchV §
12, DIN 19731, DIN 18915 sowie dem vorliegenden Leitfaden zum Schutz der Boden beim
Auftrag von kultivierbarem Bodenaushub bzw. zur Erhaltung von fruchtbarem und
kulturfahigem Bodenaushub bei Flacheninanspruchnahme schonend umzugehen. Die
gesetzlichen und fachlichen Regelungen sind zu beachten und umzusetzen.

ERDMASSENAUSGLEICH

GemaB § 3 Abs. 3 Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) ist bei der Ausweisung von
Baugebieten darauf hinzuwirken, dass ein Erdmassenausgleich stattfindet. Dabei soll durch
Festlegung von StraBBen- und Gebaudeniveaus die bei der Bebauung zu erwartenden
anfallenden Aushubmassen vor Ort verwendet werden.

Im vorliegenden Falle handelt es sich um ein Bauvorhaben des Innenbereichs in einem hoch
verdichteten stadtebaulichen Kontext. Die Auffillung des Aushubmaterials auf dem
Grundstiick ist bei nahezu vollstandiger Uberbauung nicht méglich. Ein entsprechendes
Abfallverwertungskonzept muss im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens vorgelegt werden.

Andienungspflicht fr nicht verwertbare Abfalle

FUr nicht verwertbare Abfalle, insbesondere Baurestmassen aus dem Abbruch bestehender
Gebé&ude, besteht die Uberlassungspflicht an den &ffentlich-rechtlichen Entsorgungstrager
nach § 17 KrWw@, soweit die Zuordnungswerte DK 1 der Deponieverordnung (DepV) vorliegen.
DK 1-Abfalle sind an der Deponie Donaustetten anzudienen.

Getrenntsammel- und Verwertungspflicht gem. GewAbfV

Gemal § 8, Abs. 1 GewAbfV sind Bau- und Abbruchabfélle (alle gem. AVV 17 .. ..,
ausgenommen Boden 17 05 ..), die technische Machbar- und wirtschaftliche Zumutbarkeit
voraussetzt, nach Stoffstrémen getrennt zu sammeln und beférdern, sowie vorrangig der
Vorbereitung zur Wiederverwendung oder dem Recycling zuzufihren.

DarUber hinaus ist gem. § 8, Abs. 3 GewAbfV, bei BaumaBnahmen mit einem zu erwartenden
Abfallvolumen ab 10 m3, die getrennte Sammlung, Beférderung und Verwertung von Bau-
und Abbruchabfallen dokumentationspflichtig.

DENKMALPFLEGE (8§ 20 und 27 DSchG)

Das Plangebiet liegt im Bereich des prahistorischen Blautales, in dem u.a. jungsteinzeitliche
Siedlungsreste Uberliefert sein kdnnen. Konkrete Anhaltspunkte hierfur liegen in der zu
Uberbauenden Flache jedoch bislang nicht vor. Dennoch besteht ein
landschaftsgeschichtlich-wissenschaftliches Interesse, den Baugrubenaushub
facharchaologisch begleiten zu kénnen. Dazu wird um schriftliche Anzeige der
Aushubarbeiten gebeten, spatestens 2 Wochen vor Beginn des Aushubs, an den Dienstsitz des
Landesamtes fir Denkmalpflege in 78343 Gaienhofen-Hemmenhofen, Fischersteig 9.

Auf die Einhaltung der Bestimmungen der §§ 20 und 27 DSchG wird verwiesen. Sollten bei
der Durchfuhrung der MaBnahme archdologische Funde oder Befunde entdeckt werden, sind
gemalB § 20 DSchG Denkmalbehérde(n) oder Gemeinde umgehend zu benachrichtigen.
Archaologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder
Befunde (Graber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. aufféllige Erdverfarbungen) sind bis zum
Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverandertem Zustand zu erhalten, sofern
nicht die Denkmalschutzbehorde oder das Regierungsprasidium Stuttgart (Referat 84.2) mit
einer Verklrzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§
27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archédologischer Substanz
ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausftihrende Firmen
sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden.

3.8

3.9

3.10

NIEDERSCHLAGSWASSER

Gesammeltes Niederschlagswasser von Dachflachen, PKW-Stellplatzen sowie Hof- und
Verkehrsflachen ist vorrangig Uber eine geeignete bewachsene Oberbodenschicht (z.B. Gber
eine Mulde) in den Untergrund zu versickern. Sollte dies aufgrund der Untergrundverhaltnisse
nur mit unverhaltnismaBigem Aufwand mdglich sein, so ist durch Ruckhaltung dafir Sorge zu
tragen, dass der Abfluss auf den Wert ohne Versiegelung gepuffert wird.

Die fachlichen Anforderungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV), die
technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das
Grundwasser (TRENGW), das ATV Arbeitsblatt A 138 "Bau und Bemessung von Anlagen zur
dezentralen Versickerung von nicht schadlich verunreinigtem Niederschlagswasser" sowie der
Leitfaden "Arbeitshilfen fir den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten” (LUBW,
2005) sind bei der Errichtung von Sickeranlagen zu beachten.

Um die Niederschlagswasserbehandlung maglichst einfach gestalten zu kénnen, sollten Dach-
und Fassadenbekleidungen aus unbeschichteten Metallen wie z.B. Kupfer, Zink und Blei
grundsatzlich vermieden werden.

ARTENSCHUTZ

An geeigneten Stellen innerhalb des Vorhabengebietes sind klnstliche Nisthilfen fur

Gebaudebruter (Fledermause, Mauersegler, Mehlschwalben etc.) vorzusehen. Anzahl, Lage und | |

weitere Details sind vorab mit der unteren Naturschutzbehdrde abzustimmen.

ZUGANGLICHKEIT DER NORMEN, RICHTLINIEN UND VORSCHRIFTEN

Alle Normen und Richtlinien kénnen bei der Stadt UIm, Abteilung Stadtebau, Umwelt und
Baurecht wahrend der dblichen Dienstzeiten zusammen mit den Ubrigen
Bebauungsplanunterlagen eingesehen werden. Die genannten Normen und Richtlinien sind
beim Deutschen Patentamt archivalisch gesichert hinterlegt. Die genannten Normen und
Richtlinien sind dartber hinaus bei der Beuth-Verlag GmbH, Berlin zu beziehen.
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MaBstab 1: 2500

Stadt Ulm

Planbereich Plan Nr.

140 |64

Stadtteil Westen

Vorhabenbezogener Bebauungsplan

"Uhlandstral3e Ost"

MafBstab 1:500

Mit Rechtskraft dieses Bebauungsplans treten im Geltungsbereich die bisherigen Vorschriften der

folgenden Bebauungsplane auBer Kraft:

- Plan Nr. 140/42, genehmigt durch Ministererlass vom 02.12.1950 Nr. V Ho. 5068

Gefertigt:

Ulm, den 30.09.2022

Stemshorn Kopp

Architekten und Stadtplaner PartGmbB

Offentliche Bekanntmachung

des Aufstellungsbeschlusses in der
Sudwest Presse (Ulmer Ausgabe)
vom

und im Internet (www.ulm.de)

Offentliche Bekanntmachung

des Auslegungsbeschlusses in der
Sudwest Presse (Ulmer Ausgabe)
vom

und im Internet (www.ulm.de)

Als Entwurf gem. § 3 (2) BauGB
ausgelegt
vom bis

Als Satzung gem. § 10 BauGB und als
Satzung gem. § 74 LBO vom Gemeinderat
beschlossen am

Fur die Verkehrsplanung:
Hauptabteilung Verkehrsplanung,
Grinflachen, Vermessung

Als Satzung ausgefertigt:
Ulm, den
Blrgermeisteramt

Veroffentlichung in der

Stdwest Presse (Ulmer Ausgabe)
vom

und im Internet (www.ulm.de)

In Kraft getreten am
Ulm, den
Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt, Baurecht

Die bundes- und landesrechtlichen
Verfahrensvorschriften wurden beachtet



AutoCAD SHX Text
N


	Pläne und Ansichten
	220930_B-Plan Uhlandstraße Ost_Satzung_georef_Aktuell-B-Plan Gesamt_ohne gez.


